
Stadt Leipzig      09.09.2013
Ratsversammlung - V. Wahlperiode
Migrantenbeirat

F E S T L E G U N G S P R O T O K O L L
der öffentlichen Sitzung des Migrantenbeirates

Datum: 06.09.2013

Ort: Neues Rathaus, Zimmer 259

Zeit: 16:00 - 19:30 Uhr

Sitzungsleitung: Herr Hassan Zeinel Abidine

Anwesenheit: siehe Anwesenheitsliste

Protokoll: Frau Jana Walther

______________________________________________________________________

TOP 1 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung, Protokollkontrolle

Der Vorsitzende Herr Zeinel Abidine begrüßt die anwesenden Mitglieder. Zu Beginn der Sitzung sind 
neun Mitglieder anwesend, drei Mitglieder kommen später hinzu, so dass die Beschlussfähigkeit erst 
im Laufe der Sitzung hergestellt  werden kann. Sechs Mitglieder fehlen entschuldigt,  vier Mitglieder 
fehlen unentschuldigt. Die Einladung mit Tagesordnung ist allen Mitgliedern rechtzeitig zugegangen. 
Da zunächst keine Beschlussfähigkeit besteht, wird die Protokollkontrolle später nachgeholt: Die Ta-
gesordnung (mit dem Nachtrag) sowie das Protokoll der letzten Sitzung werden bestätigt.

TOP 2 Vorlage  DS  Nr.  V/2803:  Fachplan  Erziehungs-  und  Familienberatungsstellen
Einbringung: Frau Dr. Margitta Krupp, Amt für Jugend. Familie und Bildung

Frau Dr. Krupp bringt den Fachplan mittels einer PowerPoint Präsentation ein. Sie erläutert die einzel-
nen Teile sowie die Unterschiede zum letzten, im Jahr 2007 erschienenen Fachplan. Für den Beirat ist 
besonders von Interesse, dass inzwischen in sieben Beratungsstellen eine fremdsprachige Beratung 
möglich ist. Frau Dr. Krupp verdeutlicht mit statistischen Zahlen die Entwicklung der Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen seit 2007. Weiterhin erläutert sie die Gründe, aus denen Familien die Bera-
tungsstellen aufsuchen und hebt hervor, dass Familien mit Migrationshintergrund häufiger um Hilfe 
bitten als Familien ohne MH. Im Fachplan wird eine weitere interkulturelle Ausrichtung der Beratungs-
stellen  festgehalten  und  grundlegende  interkulturelle  Kompetenzen  der  Fachkräfte  formuliert.  An-
schließend beantwortet Frau Dr. Krupp Fragen der Beiratsmitglieder und nimmt Anmerkungen und 
Hinweise entgegen. 

Im Laufe der Diskussion zeigt sich, dass eine 2. Lesung erforderlich ist, zumal die Vorlage ohnehin in 
einer 2. Lesung des Jugendhilfeausschusses behandelt wird und sich daher der Termin für die Rats-
versammlung verschiebt. Bis zur 2. Lesung sollen den Mitgliedern Austauschblätter mit den von ihnen 
gegebenen Hinweisen und Ergänzungen vorgelegt werden. Dabei werden insbesondere zwei Punkte 
fokussiert: Es muss eine Qualitätssicherung / jährliche Überprüfung der Schulungen zur interkulturel-
len Kompetenz erfolgen (Durchführung mit allen Mitarbeiter/-innen der Beratungsstellen) und in der 
Angebotsbeschreibung muss bei der Methodik „interkulturelle Kompetenz“ berücksichtigt werden.

Die Mitglieder votieren einstimmig für eine Sondersitzung vor dem 16.10.2013 (Termin für  die Be-
schlussfassung durch die Ratsversammlung) und einigen sich auf den 11.10.2013, 17 Uhr, als Termin 
für die Sondersitzung. Die Geschäftsstelle wird einen Raum bestellen und die Einladungen werden 
rechtzeitig durch den Vorsitzenden verschickt.
(Anmerkung der Geschäftsstelle: Es wurde inzwischen der Raum 260 im Neuen Rathaus reserviert.)

TOP 3 Vorlage DS V/3235: Wegfall der LVB-Monatskarte für Asylbewerber: 
Aufhebung Ratsbeschluss RBIV/473/05, Beschlusspunkt 12
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Einbringung: Herr Walther, Projektleiter Asyl im Sozialamt

Es liegt ein Austauschblatt zur Vorlage vom 04.09.2013 als Tischvorlage aus.
Herr Walther bringt die Vorlage ein. Er erläutert, dass die betr. LVB-Monatskarte („10-Uhr-Ticket“ zu 
gesonderten Konditionen) seinerzeit aufgrund des sehr niedrigen Barbetrages, welcher den Asylbe-
werber/-innen zur Verfügung stand, eingeführt wurde. Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerich-
tes wurden die Barbeträge inzwischen erhöht bzw. den Sätzen der SGB XII-Empfänger angepasst. Im 
Rahmen dieser Angleichung sollen die Asylbewerber nun auch die sogenannte „Leipzig-Pass-Mobil-
card“ (LPMC), auch „Sozialticket“ genannt, nutzen anstelle der bisherigen Monatskarten, was für die 
Stadt eine jährliche Einsparung in Höhe von 19.000 € bedeutet und für die Betroffenen eine finanzielle 
Mehrbelastung i. H. v. 10,16 € pro Monat (ist aus dem erhöhten Barbetrag zu finanzieren).

Auf Nachfrage bestätigt Herr Walther, dass seit April diesen Jahres die erhöhten Sätze tatsächlich an 
alle Berechtigten ausgezahlt werden und inzwischen auch alle fälligen Nachzahlungen erfolgt sind.

Im Verlauf der Diskussion stellt sich jedoch heraus, dass eine relativ kleine Gruppe von Leistungs-
empfängern weiterhin die reduzierten Leistungen nach § 1a AsylbLG erhalten. Es wird von Seiten der 
Beiratsmitglieder ein Vorschlag der Verwaltung gewünscht, wie für diese Personen, die Gefahr laufen, 
nach Umstellung auf die LPMC nicht mehr mobil zu sein, eine Alternativlösung gefunden werden kön-
ne. Der Vorschlag soll den Mitgliedern des Migrantenbeirates bis spätestens Ende September vorlie-
gen. Herr Walther bittet die Geschäftsstelle um Zusendung des Protokolls der heutigen Sitzung. Eine 
zweite Lesung der Vorlage wird auf der Sondersitzung am 11.10.2013 stattfinden.

TOP 4 Informationsvorlage DS Nr. V/3124: Prüfauftrag des Migrantenbeirates zur 
direkten Wahl seiner Mitglieder - Umsetzung des Ratsbeschlusses 
Nr. RBV-1458/12; Herr Gugutschkow

Herr Gugutschkow erinnert an den Ergänzungsantrag des Beirats zum Gesamtkonzept zur Integrati-
on, der zu diesem Prüfauftrag geführt hatte. Die Ergebnisse der Recherchen des Amtes für Statistik 
und Wahlen sowie des Rechtsamtes wurden vom Referat für Migration und Integration zusammen ge-
tragen und als Vorlage eingebracht, welche Anfang Juli in der DB OBM bestätigt wurde. Anschließend 
wurde diese ins Verfahren gegeben (im FA Allg. Verwaltung am 10.09.2013). Die Mitglieder des Beira-
tes nehmen die Ergebnisse der Prüfung zur Kenntnis. Es entsteht eine Diskussion über die Schwierig-
keiten der Realisierung, welche auf der nächsten regulären Sitzung fortgesetzt werden soll.

TOP 5 Thema: Politische Teilhabe von Migrantinnen und Migranten in Leipzig
Gast: Herr Dütthorn, Abteilungsleiter Statistik, Amt für Statistik und Wahlen

Herr Dütthorn erläutert die grundsätzlichen Schwierigkeiten, über dieses Thema zu referieren, da nur 
wenige Informationen dazu vorliegen. Dies läge daran, dass die Gruppe der „Migranten“ wahlrechtlich 
nicht abgrenzbar ist, sondern sich aus drei Gruppen zusammensetzt: 1. Deutsche mit Migrationshin-
tergrund, 2. EU-Bürger/-innen und 3. (sonstige) Ausländer

Während bei der ersten Gruppe im Rahmen von Wahlen keinerlei Unterschiede zu Deutschen ohne 
Migrationshintergrund gemacht werden (und daher auch keine Auswertung der Wahlbeteiligung mög-
lich ist) und die dritte Gruppe bei keiner einzigen Wahl wahlberechtigt ist (auch hier ist also keine Be-
teiligung erfassbar), verhält es sich mit der zweiten Gruppe anders: Bei Kommunalwahlen entspricht 
das  aktive  Wahlrecht  der  EU-Bürger/-innen  dem  der  deutschen  Staatsangehörigen.  Das  passive 
Wahlrecht  besteht  bei  Wahlen  zum/zur  Stadt-  und  Ortschaftsrat/-rätin,  jedoch  nicht  zum/zur 
(Ober-)Bürgermeister/-in oder Landrat bzw. Landrätin. Bei Volksentscheiden auf kommunaler Ebene 
haben sie das gleiche Wahlrecht wie deutsche Staatsangehörige. 
Auf Landesebene besitzen EU-Bürger/-innen kein Wahlrecht. Ebenso verhält es sich auf der Bundes-
ebene: auch hier besteht weder das aktive noch das passive Wahlrecht. Anders ist es wiederum bei 
Wahlen zum  Europäischen Parlament: Im eigenen Herkunftsland besteht uneingeschränktes Wahl-
recht; in jedem anderen europäischen Land kann am jeweiligen Wohnort auf Antrag gewählt werden.

Schließlich geht Herr Dütthorn noch auf die zu Beginn der Sitzung ausgereichte Synopse der Abfrage 
der Fraktionen zur politischen Teilhabe von Migrant/-innen in Leipzig ein, die durch die Geschäftsstelle 
auf der Basis ihrer Antworten erstellt wurde. Auch hier zeige sich ein ähnliches Problem: Der Migrati-
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onshintergrund wird größtenteils nicht erfasst, da dies zum einen schwer und zum anderen für die par-
lamentarische Arbeit nicht von Relevanz ist. Die Antworten zur Frage nach besonderen Aktivitäten zei-
ge durchaus Initiativen, teilweise nicht nur für Menschen mit Migrationshintergrund.

Noch schwerer sei es, die Wahlbeteiligung von Menschen mit MH zu erfassen, da im Wählerverzeich-
nis lediglich Angaben zur Wahlberechtigung stehen. Auf Nachfrage erklärt Herr Dütthorn, dass Wahl-
vorstände laut Bundesrecht wahlberechtigt sein müssen (also die deutsche Staatsangehörigkeit besit-
zen) - eine Ausnahme bildet auch hier die Kommunalwahl, bei welcher rechtlich jede/r im Wahlvor-
stand vertreten sein darf, der / die „wahlberechtigt oder bei der Gemeinde beschäftigt“ ist.

TOP 6 Informationsvorlage DS Nr. V/2962: Empfehlungen des kommunalen 
Qualitätszirkels zur Integrationspolitik „Umgang mit religiöser Vielfalt - 
Handreichung für die kommunale Praxis“; Herr Gugutschkow

Herr Gugutschkow führt in die Vorlage ein und erläutert deren Entstehungsgeschichte. In der Dienst-
beratung des Oberbürgermeisters wurde von ihm festgelegt, dass die Vorlage nicht nur verschiede-
nen Fachämtern zur Kenntnis gegeben wird, sondern auch in einige Fachausschüsse und Beiräte als 
Informationsvorlage eingebracht wird. Sie diene als Hilfestellung für nicht alltägliche Entscheidungen 
der Verwaltung bei Anfragen / Anliegen der Religionsgemeinschaften.

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.

TOP 7 Informationsvorlage DS Nr. V/3186: Unterzeichnung der EUROCITIES 
Integrating Cities Charta; Herr Gugutschkow

Herr Gugutschkow führt in die Vorlage ein. Nachdem bisher rund 30 Städte die Charta unterzeichnet 
haben, wurde - nach Vorstellung in der Fachgruppe Europa - durch die Mitglieder der Wunsch geäu-
ßert, dass auch die Stadt Leipzig die Charta unterzeichnen möge. Dieses wird der Oberbürgermeister 
im November diesen Jahres bei der nächsten Eurocities-Vollversammlung vornehmen.

Die Mitglieder nehmen die Vorlage zur Kenntnis.

TOP 8 Planung und Beschlussfassung der Sitzungstermine für 2014

Es werden folgende Termine für die Sitzungen des Migrantenbeirates im Jahr 2014 festgelegt: 10.01., 
07.03., 16.05., 11.07., 05.09., 14.11.2014 - jeweils von 16 - 19 Uhr.

Votum: einstimmig.

TOP 9 Informationen des Migrantenbeirats / Stand der Öffentlichkeitsarbeit IKW

Stand ÖA:

Frau Walther stellt die von Frau Maruschke zusammengestellte Information zu den geplanten Veran-
staltungen bzw. Beteiligungen des Migrantenbeirates im Rahmen der Interkulturellen Wochen 2013 
vor und bittet um Abstimmung:

1. Veranstaltung am 26.09.,17 Uhr: „Wir sind Teil des Erfolgs“ mit Unternehmer/-innen mit Migra-
tionshintergrund und der Industrie- und Handelskammer,
2. Veranstaltung am 27.09., von 14 - 18 Uhr: „Interkulturelles Aktionszelt“ mit einer finanziellen 
Beteiligung des Beirats aus den Mitteln für Öffentlichkeitsarbeit in Höhe von 550 €.

Votum: einstimmig.

Weiterhin wird festgelegt, dass die Betreuung des Standes im Aktionszelt durch Frau Zuñiga sowie 
punktuell durch Badakhshi, Frau Körner, Herrn Zenker sowie Herrn Nguyen abgesichert wird. Die Ge-
schäftsstelle wird im Auftrag des Vorsitzenden die heute nicht anwesenden Mitglieder anschreiben 
und zur Beteiligung ermuntern. Die Entscheidung über die grafischen Entwürfe für das Aktionszelt soll 
durch die genannten Beteiligten getroffen werden.
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Informationen des MB:

Der  Vorsitzende  informiert  über  eine  Einladung  der  katholischen  Studentengemeinde  für  den 
13.11.2013, 19 Uhr zu einem Gesprächskreis zum Thema Asyl und fragt, wer für den Migrantenbeirat 
teilnehmen kann und möchte. Die Mitglieder bitten um Weiterleitung der Einladung und wollen sich 
erst danach festlegen - ggf. wird auf der Sondersitzung am 11.10.2013 darüber entschieden.

Weiterhin informiert der Vorsitzende über den Besuch von fünf Mitgliedern des MB im Asylbewerber-
heim Torgauer Straße. Es gab die Möglichkeit, mit Vertretern des Betreibers, der Heimleitung und des 
Sozialamtes ins Gespräch zu kommen, nicht jedoch mit Bewohnern des Heimes. Aktuell werden 2,2 
Stellen auf 5 Personen zur Betreuung aufgeteilt, wovon jedoch ein Betreuer langzeitkrank ist. Der Vor-
sitzende berichtet über die nicht hinnehmbaren Zustände in diesem Heim.

TOP 10 Informationen der Geschäftsstelle

Herr Gugutschkow macht auf die ausgeteilten Programme zu den IKW 2013 aufmerksam und lädt
die Mitglieder zu vielen interessanten Veranstaltungen ein, insbesondere zu der Eröffnungsveranstal-
tung - der interreligiösen Feier am 22.09.2013 im Ariowitsch-Haus.

Weiterhin berichtet er über die am 29.08.2013 gemeinsam mit dem Kulturamt und dem Referat Inter-
nationale  Zusammenarbeit  durchgeführte  Informationsveranstaltung  „Anträge  richtig  stellen“  über 
städtische Fördermöglichkeiten für Vereine, sonstige Institutionen und Privatpersonen.

Ein Sächsischer Gesundheitswegweiser - auf Grundlage des Leipziger - ist in verschiedenen Spra-
chen (deutsch, englisch, französisch, russisch und vietnamesisch) erschienen und erhältlich auf der 
Homepage des Freistaates Sachsen (kostenlos bestellbar).

Laut  dem kürzlich  erschienenen Statistischen  Quartalsbericht  leben inzwischen über  50.000  Men-
schen mit Migrationshintergrund in Leipzig.

TOP 11 Tagesordnung für die nächste Sitzung am 15.11.2013

Als Themen für die nächste reguläre Sitzung werden festgelegt:

-  Einladung  einer  Vertreterin  /  eines  Vertreters  des Ausländerbeirates  Dresden  zum Thema der  
   direkten Wahl von Mitgliedern des Gremiums
- Einladung Frau Dr. Mäkert / SBA L und Vertreter von „Lernen vor Ort“ zum Thema „Schüler/-innen 
   mit MH in Leipzig“
- Bericht von Frau Coe über ihre Lissabon-Reise

Für eine spätere Sitzung wird ein Beitrag zum Thema „Menschen mit Behinderung und Migrationshin-
tergrund“ gewünscht.

TOP 12 Verschiedenes

Frau Zuñiga hatte im Vorfeld eine Email des ProDialog e.V. an den Migrantenbeirat mit der Bitte um 
Unterstützung weiter geleitet. Herr Gugutschkow informiert, dass ein Gespräch darüber bereits statt-
gefunden hätte und das Personalamt Mitarbeiter/-innen anderer Ämter nicht die Teilnahme an einer 
nichtstädtischen Fortbildungsmaßnahme organisieren kann. Man einigt sich darauf, dass der Migran-
tenbeirat eine Anfrage zur interkulturellen Fortbildung der Verwaltung stellt und der Entwurfstext bis 
zur Sondersitzung vorbereitet werden soll.

Zeinel Abidine Walther
 Vorsitzender Protokoll
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